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Unter den 2,1 Millionen in der 
Schweiz lebenden Ausländer-
innen und Ausländern gibt es 
rund 920 000 Menschen, die sich 
einbürgern lassen könnten, es 
aber nicht tun. Davon sind nicht 
 weniger als 200 000 in unserem 
Land geboren und hier zur  Schule 
gegangen. Es ist problematisch, 
dass die Schweiz einen Viertel der 
Bevölkerung von der demokrati-
schen Mitwirkung ausschliesst 
und ihm das Stimm- und Wahl-
recht vorenthält. Wer hier wohnt, 
arbeitet, Steuern und Sozialver-
sicherungsbeiträge bezahlt und 
von allen Gesetzen und staatli-
chen Massnahmen mitbetroffen 
ist, darf nicht allein deshalb von 
den politischen Rechten ausge-
schlossen bleiben, weil er oder sie 
keinen Schweizer Pass besitzt. 

Die Einbürgerungsberaterin-
nen und -berater der SP Migran-
tInnen haben deshalb in den letz-
ten Monaten mehreren Hundert 
Personen bei Fragen rund um die 
Einbürgerung geholfen. Das Ziel: 

Möglichst viele Personen, welche 
die Anforderungen an eine Ein-
bürgerung erfüllen, aber keine 
Niederlassungsbewilligung ha-
ben, sollen noch bis Ende 2017 bei 
ihrer jeweiligen Wohngemeinde 
ein Gesuch einreichen. 

Uneinheitlich und teuer
Da Einbürgerungen Sache der 
 jeweiligen Wohngemeinde sind, 
gibt es eine grosse Anzahl unter-
schiedlicher Verfahren. Via Ein-
bürgerungsberatungen  werden 
die Hilfesuchenden unterstützt, 
damit sie sich im Dschungel von 
komplizierten Abläufen, unüber-
sichtlichen Webseiten und wider-
sprüchlichen Auskünften von 
 Gemeindeangestellten zurecht-
finden. Je nach Kanton gibt es bis 
zu einem Dutzend unterschied-
licher Regelungen. Es fehlt  daher 
an einheitlichen Abläufen, und 
verbindliche Vorgaben müssen 
teilweise mündlich bei der Ge-
meindeverwaltung erfragt wer-
den. Auch die Gebühren auf 

AM 1. AUGUST  letzten Jahres hat die SP MigrantInnen die Einbürgerungskampagne «Mehr Schweiz!» lanciert. Anlass dafür war das neue Bürger-
rechtsgesetz, welches 2018 in Kraft tritt. Es ermöglicht nur noch Einbürgerungswilligen mit C-Ausweis, den Schweizer Pass zu beantragen.
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Schweiz!
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wurde nicht eingebürgert, weil 
ihre Mitglieder in Trainerhosen 
durchs Dorf gingen. Eine junge 
Frau aus dem Aargau, die in der 
Schweiz geboren ist, hier  Schule 
und Ausbildung absolvierte, 

 kommunaler und kantonaler 
 Ebene sind sehr unter schiedlich 
angesetzt und können gut und 
gerne ein paar Tausend Franken 
betragen.

Willkürliche Entscheide 
Die uneinheitlichen Vorausset-
zungen öffnen der Willkür be-
sonders dann Tür und Tor, wenn 
die Kandidatin oder der  Kandidat 
persönlich bei einer Kommissi-
on vorsprechen muss. Diese Ein-
bürgerungskommissionen ent-
scheiden oft nach Gutdünken 
über die Einbürgerung einzelner 
Personen. Es kommt dabei im-
mer wieder zu krassen Fehlent-
scheiden, die teilweise politisch 
motiviert scheinen. Die  Medien 
berichteten in den vergangenen 
Monaten immer wieder darüber. 
Eine Familie in Baselland etwa 

Einen langen Atem
gänzungsleistungen sowie das 
3-Säulen-Prinzip wurden unter 
SP-Mann Tschudi eingeführt. Die 
Renten sollten fortan den verfas-
sungsmässigen Auftrag erfüllen: 
… die Fortsetzung der gewohnten 
Lebenshaltung in angemessener 
Weise. (BV, Art. 113). Mit dem Um-
lageverfahren in der AHV finan-
zieren die aktuellen Arbeitneh-
menden über Lohnbeiträge die 
Renten der Pensionierten in ei-
nem hoch effizienten und gleich-
zeitig solidarischen System. Die 
Beitragspflicht ist nach oben un-
beschränkt, die Rente ist be-
schränkt – das ist gelebte Solida-
rität!

Die letzte Bundesrätin, die eine 
Reform der Altersvorsorge schaff-
te, ist ebenfalls Sozialdemokra-
tin. Ruth Dreifuss überzeugte mit 
ihrer 10. AHV-Revision 1995 eine 
Mehrheit der Stimmbevölkerung. 
Sie enthielt nebst der schrittwei-
sen Erhöhung des Frauenrenten-
alters wichtige Verbesserungen. 
Diese waren die Einführung ei-
nes individuellen, weniger vom 
Zivilstand abhängigen Renten-
systems, Gutschriften für Erzie-
hungsaufgaben, eine Verbesse-
rung der Witwenrenten und das 
Ehepaar-Splitting.

Vor knapp 100 Jahren formulier-
ten Männer wie Frauen aus SP und 
Gewerkschaften visionäre Zie-
le anlässlich des Generalstreiks 
1918. Eine Forderung war die Ein-
richtung einer AHV. Von dieser vi-
sionären Idee bis zur Realisierung 
hat es viele Niederlagen gegeben. 
Erst 30 Jahre später wurde die ers-
te AHV-Rente ausbezahlt. Am 6. 
Juli 1947 haben 80 Prozent der da-
mals stimmberechtigten Männer 
der Schaffung einer «Alters- und 
Hinterlassenenversicherung» zu-
gestimmt. Mit diesem Solidari-
tätsakt wurde die Sozialversiche-
rung geboren, welche auf einmal 
tausende von Menschen aus der 
Altersarmut hob. 

Unter SP-Bundesrat Hans-Pe-
ter Tschudi, der eigentliche «Va-
ter der AHV», wurde die AHV zu 
dem was sie heute ist, dem bedeu-
tendsten Sozialwerk der Schweiz. 
Sie wurde in verschiedenen Re-
formen stark ausgebaut, die Er-

Seither herrscht im Dossier 
Rentenreform Stillstand. Ob-
wohl der Reformbedarf durch die 
in Pension kommende Babyboo-
mer-Generation und die anhal-
tende Tiefzinssituation von kei-
ner Seite bestritten wird. Zwar ge-
lang es unter Federführung von 
SP-Bundesrat Alain Berset 2017 
ein Reformpaket der 1. und 2. Säu-
le zu schnüren. Über fünf Jahre 
hatte das Ringen um einen fein 
austarierten Kompromiss gedau-
ert. Auch dieser enthielt neben 
einer Anpassung des Frauenren-
tenalters auf 65 wichtige Verbes-
serungen im Bereich Teilzeitar-
beit, Flexibilisierung und ältere 
Arbeitslose. Durch Mehreinnah-
men über eine bescheidene Erhö-
hung der Mehrwertsteuer sollte 
ausserdem die Finanzierung der 
Renten auf eine solidere Basis ge-
stellt werden. Leider hat sich eine 
knappe Mehrheit am 24. Septem-
ber 2017 gegen diesen Kompro-
miss ausgesprochen. Die Signa-
le der siegreichen Reformgegner 
FDP und SVP sind widersprüch-
lich und unklar. Schlimmer noch: 
Mit ihrer destruktiven Nein-Kam-
pagne voller Heucheleien, Wider-
sprüche und Halbwahrheiten ha-
ben sie erfolgreich Unsicherheit 

Flavia  
Wasserfallen,  
Co-General-
sekretärin  
SP Schweiz

verbreitet. Dabei haben sie sich 
auch nicht zurückgehalten, Ge-
nerationen gegeneinander auszu-
spielen. Doch genau das ist Gift, 
wenn es um die Zukunft der Al-
tersvorsorge geht!

Die Rolle der SP als Partei der 
AHV ist klar: Wir verteidigen 
weiterhin die Rentnerinnen und 
Rentner, die Frauen, die Men-
schen mit kleinen Einkommen. 
Wir verteidigen das sozialste 
Werk der Schweiz – die AHV. Und 
dafür sind wir auch bereit, Kom-
promisse einzugehen, wie wir es 
bei der Altersvorsorge 2020 ge-
zeigt haben. 

Die kommenden Vorschlä-
ge zur Reform der Altersvorsor-
ge müssen wir an drei Vorgaben 
messen: keine Erhöhung des Ren-
tenalters über 65 hinaus, keine 
Senkung des Rentenniveaus, kei-
ne Erhöhung des Frauenrenten-
alters auf 65 ohne Kompensation. 
Jede Vorlage, welche diese Vor-
gaben verletzt, werden wir fron-
tal bekämpfen. Dass es für so-
ziale und gerechte Lösungen in 
der Schweiz einen langen Atem 
braucht, zeigt uns die Geschichte. 
Dass die SP diesen langen Atem 
hat, ebenso.

Die SP MigrantInnen
Die SP hat bei Menschen mit Migrationshintergrund einen 
guten Ruf. Dennoch sind Migrantinnen und Migranten in 
der SP wie auch in andern Parteien insgesamt untervertre-
ten. Unser Ziel ist es, allen in der Schweiz wohnhaften Perso-
nen mit Migrationserfahrung zu einer besseren politischen 
Beteiligung innerhalb und ausserhalb der Partei zu verhel-
fen. Konkret unterstützen wir Sektionen in Migrationsfra-
gen, bieten Vernetzungsmöglichkeiten an und veranstalten 
Anlässe zu aktuellen politischen Themen. Wir sind in Kontakt 
mit unseren europäischen sozialdemokratischen Schwester-
parteien und sind zudem mit politischen Diaspora-Organisa-
tionen der wichtigen Migrationsgruppen vernetzt.

 wurde nicht eingebürgert, weil sie 
unter anderem nicht auf Anhieb 
wusste, wo welche Materialien in 
ihrer Gemeinde recycelt werden. 
Sie wird Rekurs gegen den Ent-
scheid einlegen.

Die Einbürgerungskampagne 
wird – wegen des grossen Echos 
bei Einbürgerungswilligen – im 
nächsten Jahr weitergeführt. 

www.spschweiz.ch/mehr-schweiz

Über die Webseite beantwortet die SP Fra-
gen zum Thema Einbürgerung. Die Beratun-
gen werden in 17 Sprachen angeboten.



Wohneigentümerinnen und 
Wohn  eigentümern wird bei den 
Steuern der Nutzungswert der 
selbstgenutzten Liegenschaft als 
Einkommen angerechnet. Im Ge-
genzug dürfen sie Schuldzinsen 
und Ausgaben für den Unterhalt 
der Liegenschaft abziehen.  Diese 
Besteuerung des sogenannten 
Eigenmietwerts ist theoretisch 
richtig, aber nur, wenn sie korrekt 
 angewendet wird. Und das ist in 
der Realität nicht der Fall. Gleich-
zeitig ist sie immer wieder Gegen-
stand von Initiativen aller Art. Die 

SP hat sich immer auf den Stand-
punkt gestellt, dass bei Abschaf-
fung des sogenannten Eigenmiet-
werts auch die Abzüge fallen müs-
sen. Das verlangt auch eine SP-In-
itiative aus dem Jahr 2016.

Fünfer-und-Weggli-Politik
Die Initiative versteht sich als 
Gegen strategie gegenüber dem 
Ansinnen der Hauseigentü-
merinnen und Hauseigentümer, 
die zwar immer die Abschaf-
fung des Eigenmietwerts ver-
langten, zugleich aber die Ab-
züge beibehalten wollten. Eine 
unhaltbare Fünfer-und-Weggli- 
Politik. Jetzt ist Bewegung in das 
Geschäft gekommen. Die beiden 
Wirtschaftskommissionen von 
National- und Ständerat haben 
einstimmig einer Initiative zur 
Abschaffung des Eigenmietwerts 
zugestimmt. Diese verlangt die 

Privathaushalte. Die tiefen Zin-
sen haben in den letzten Jahren zu 
einer steigenden Nachfrage nach 
Immobilien und stark steigenden 
Immobilienpreisen geführt. Das 
hat die Situation noch verschärft. 

Mieterinnen benachteiligt
Oft wird argumentiert, der Eigen-
mietwert führe zur steuerlichen 
Gleichbehandlung von Haus-
eigen  tümerinnen und Mietern. 
Tatsäch lich sind in der  ganzen 
Schweiz die aktuellen Eigenmiet-
werte aber  tiefer als die Markt-
mieten. Gemäss  Ge richtspraxis 
können sie bis zu 40 Prozent da-
runter liegen.  Damit werden die 
Mieterinnen und  Mieter steuerlich 
benachteiligt.  Hinzu kommt, dass 
in den Kantonen ein wahrer Wild- 
wuchs an  Eigenmietwertsystemen 
herrscht. Vermögenden kann das 
heutige System als Vehikel zur 

Susanne  
Leutenegger 
Oberholzer,  
Nationalrätin BL

DIE ABSCHAFFUNG DES EIGENMIETWERTS ist ein politisches Dauertraktandum. Die Bedingung der SP ist klar: Es darf keine Schlechterstellung 
der Mieterinnen und Mieter daraus folgen. Jetzt haben die zuständigen Kommissionen von National- und Ständerat einen grossen Schritt in Rich-
tung Abschaffung des Eigenmietwerts gemacht. 

Abschaffung des Eigenmietwerts – gerecht ausgestalten 

Die tiefen Zinsen haben in den letzten Jahren zu einer steigenden Nachfrage nach  
Immobilien und zu stark steigenden Immobilienpreisen geführt.

Gleichbehandlung von Mietern 
und Eigentümerinnen und die Zu-
sicherung, dass keine Einnahme-
ausfälle für den Staat resultieren. 
Damit ist ein Durchbruch gelun-
gen.

Steuerliche Fehlanreize
Die geltende Besteuerung des Ei-
genmietwerts stellt besonders 
Rentnerinnen und Rentner in be-
scheidenen finanziellen Verhält-
nissen, die ihre Hypothekarschul-
den abbezahlt haben, vor grosse 
finanzielle Probleme. Der Eigen-
mietwert wird ihnen angerech-
net, sie können aber keine Abzüge 
mehr geltend machen. 

Zugleich setzt das heutige Sys-
tem Anreize, Hypotheken nicht 
abzubezahlen. Als Folge davon 
hat die Schweiz derzeit im in-
ternationalen Vergleich eine der 
höchsten Verschuldungen der 



Steueroptimierung  dienen. Die 
Besitzerinnen und Besitzer von 
Eigenheimen profitieren zudem 
von weiteren Abzügen. Ein Sys-
temwechsel ist deshalb auch aus 
Gründen der steuerlichen Gleich-
behandlung angezeigt.

Kein Platz mehr für Abzüge
Welche Auswirkungen der Sys-
temwechsel auf die öffentlichen 
Haushalte hat, hängt wesentlich 
von der Zinssituation ab. Bei den 
aktuell einmalig tiefen Hypothe-
karzinsen würde er zu Einnah-
meausfällen führen. Bereits bei 
Hypothekarzinsen von rund drei 
Prozent jedoch wäre der Wech-
sel bei der Bundessteuer haus-
haltsneutral und bei fünf Prozent 
rechnet der Bund mit Mehrein-
nahmen. 

Nun ist die Ständeratskom-
mission mit der konkreten Ausge-

staltung am Zug. Mit dem ehema-
ligen indirekten Gegenvorschlag 
zur Initiative «Sicheres Wohnen 
im Alter» liegt ein praktikabler 
Vorschlag auf dem Tisch. 

Die SP unterstützt nur eine Lö-
sung, die Mieterinnen und Mieter 
nicht benachteiligt. Dafür müs-
sen die Abzugsmöglichkeiten 
vollständig abgeschafft werden. 
Für den sozialen Ausgleich kann 
allenfalls bei Ersterwerb und tie-
fen Einkommen Dänemark mit 
seinem sozialen Modell als Vor-
bild dienen. Eine Reform des Ei-
genmietwerts, die neue Schlupf-
löcher bringt, wird die SP be-
kämpfen.

Abschaffung des Eigenmietwerts – gerecht ausgestalten 

Die Eigenmietwerte sind deutlich tiefer als die Marktmieten. Das führt zu einer steuerlichen  
Benachteiligung von Mieterinnen und Mietern.

Die geltende Besteuerung des Eigenmietwerts stellt vor allem Rentnerinnen und Rentner,  
die ihre Hypothekarschulden abbezahlt haben, vor finanzielle Probleme.
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Information aus erster Hand
Mit dem Magazin «Solidarisch» hält die SP Schweiz ihre Gönnerinnen 
und Gönner über aktuelle politische Entwicklungen auf dem Laufen-
den. Unsere Mitglieder aus National- und Ständerat, kantonalen  
Regierungen und Parlamenten oder parteiinternen Organen berich-
ten im «Solidarisch» über ihre Fachgebiete und geben so Einblick in 
die Arbeit der SP. 
Unser Einsatz für die sozialdemokratischen Ziele kann dank  Ihrer 
 Unterstützung fortgesetzt und verstärkt werden. Wenn Sie «Soli-
darisch» (oder die französische Ausgabe «Solidaires») ohne  Ver    - 
pflichtung regelmässig erhalten möchten,  senden Sie bitte Ihre Post-
anschrift an  solidarisch@spschweiz.ch.

Mit bestem Dank, SP Schweiz
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Bern. Herausgeberin: Sozial demokratische  Partei der Schweiz, 
Theaterplatz 4, 3011 Bern, Tel. 031 329 69 69, Fax 031 329 69 70, 
E-Mail solidarisch@spschweiz.ch. Redaktion: Andrea Bauer, 
 Gestaltung: Atelier Bläuer, Bern. Auflage: 50 000 Exemplare.
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Eine fundamental  
anti schweizerische  Initiative

Bei der «No Billag»-Volksinitia-
tive ist mir nicht ganz klar, wel-
ches die wahren Ziele und Moti-
vationen der Initiantinnen und 
Initianten sind. Es spielt auch kei-
ne Rolle und soll uns nicht wei-
ter kümmern, denn was letzt-
lich zählt, sind die Konsequen-
zen einer allfälligen Annahme, 
also die gravierenden Folgen 
 einer Abschaffung der Radio- und 
Fernseh finanzierung in unserem 
Land.

Die erste Konsequenz
Die SRG müsste fast alle Kanä-
le aufheben, denn die Gebühr 
sichert das Gros der Finanzie-
rung. Verschwindet die Gebühr, 
ist die SRG auch für die Wer-
bung viel weniger attraktiv. Mei-
ne Prognose ist, dass es nur noch 
in der deutschen Schweiz für ein 
Rumpffernsehen reichen  würde. 
Frontal getroffen würden auch 
Lokal radios und Lokalfernsehen. 
Damit nähme die Medienkonzen-

tration weiter zu. Es ist ein Irrtum 
zu denken, die Werbung wür-
de vom Fernsehen plötzlich zum 
Print gehen. Vielmehr würde sie 
hauptsächlich bei Google, Face-
book und ausländischen Werbe-
fenstern landen. Ich hoffe, dass 
das nicht die wahre Absicht der 
Initianten ist, und werde mich 
hüten, ihnen das zu unterstellen.

Es ist auch ein Irrtum zu glau-
ben, private Qualitätsmedien 
würden die SRG ersetzen. Was 
möglicherweise in einem Markt 
mit achtzig Millionen Einwoh-
nern denkbar ist, geht in der klei-
nen Deutschschweiz nicht. Und 
noch weniger in Genf, Lugano 
oder in der Surselva.

Die zweite Konsequenz
Das Verschwinden der SRG wäre 
eine massive Schwächung der lo-
kalen und regionalen Medien-
berichterstattung. Unabhängi-
ge, vielfältige Medien sind ein 
Grundpfeiler der Meinungsäus-
serungsfreiheit und absolut not-
wendig für die freie Willensbil-
dung der Bürgerinnen und Bürger. 
Ohne starke freie und vielfältige 
Medien ist Demokratie unmög-
lich. In unserem Land, wo die De-
mokratie sehr föderalistisch auf-
gebaut ist und neben den nationa-

len Volksabstimmungen oft auch 
kantonale und Gemeindeabstim-
mungen stattfinden, wäre das 
Verschwinden des medialen Ser-
vice public auch ein Schlag gegen 
die demokratischen Strukturen. 
Die Bürgerinnen und Bürger wer-
den sich in Volksabstimmungen 
kaum fundierter äussern, wenn 
es weniger unabhängige Informa-
tionskanäle gibt.

Die dritte Konsequenz
Das Verschwinden der SRG wäre 
eine grosse Schwächung des kul-
turellen Zusammenhalts der 
Schweiz. Die Schweiz wird zu 
Recht als Willensnation bezeich-
net, denn es fehlt uns ein sprach-
lichkultureller Zement. Und ei-
gentlich sind wir stolz auf unser 
Modell: Trotz vier Landesspra-
chen verstehen wir uns einiger-
massen und wir mögen uns in un-
serer Diversität. Die Existenz der 
SRG trägt massgeblich dazu bei.

Eine fundamental antischweize-
rische Volksinitiative
Die «No Billag»-Initiative ist also 
nicht nur für die SRG existenz-
bedrohend. Ihre Annahme wür-
de auch die Demokratie und die 
nationale Kohäsion untergraben. 
In einem Kontext, in dem die Bil-

dung der öffentlichen Meinung 
immer mehr durch Fehlinforma-
tionen und Fake News geprägt ist, 
wäre die Abschaffung der SRG ein 
Rückschlag von historischer Di-
mension. Denn es braucht mehr 
denn je einen soliden Service pu-
blic, der solide und verifizierte In-
formationen transportiert. Gäbe 
es keine SRG, müsste man sie so-
fort einrichten. Das heisst noch 
lange nicht, dass die SRG perfekt 
ist und dass kein Verbesserungs-
potenzial besteht. Für diese Dis-
kussion sind wir offen – gerade 
weil die SRG noch wichtiger ist als 
vor ein paar Jahren.

Die «No Billag»-Initiative ist 
eine fundamental antischwei-
zerische Volksinitiative. Sie ge-
hört ohne Wenn und Aber abge-
lehnt. Mit der Abwendung die-
ses medienpolitischen Super- 
GAUs sind wir aber leider noch 
nicht über den Berg. Die Abwan-
derung der Werbung und der Le-
serschaft ins Internet stellt die 
Öffentlichkeit und die Zeitungen 
vor komplexe Herausforderun-
gen. Wir müssen Wege finden, wie 
wir weiterhin einen kritischen 
und diversifizierten Journalis-
mus ermöglichen können. Nicht 
als Konkurrenz, sondern als un-
abdingbares Gegenstück zur SRG.

Roger Nordmann,
Nationalrat SP VD

DIE «NO BILLAG»-INITIATIVE ist eine fundamental antischweizerische Volksinitiative. Sie gehört ohne Wenn und Aber abgelehnt. Denn 
die Konsequenzen einer Annahme wären verheerend.
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Es braucht mehr denn je einen soliden Service public, der solide und 
verifizierte Informationen transportiert.
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